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Liebe Kunden, 

das neue „Steuerjahr“ hat begonnen und bringt 
erneut eine (leichte) Anpassung der steuerlichen 
Sachbezugswerte mit sich. Betroffen sind sowohl 
die Werte für freie Verpflegung als auch für freie 
Wohnung oder Unterkunft. Neu ist allerdings, 
dass nunmehr für Jugendliche und Azubi die glei-
chen Verpflegungssätze gelten wie für alle ande-
ren Arbeitnehmer. Wir stellen Ihnen die aktuellen 
Werte – „same procedure as every year“ – in der 
Rubrik „Verschiedenes“ im Einzelnen vor. 

Bereits 2011 wurde mit dem Steuervereinfa-
chungsgesetz (DOMUSplus berichtete) die steuer-
liche Berücksichtigung volljähriger Kinder verein-
facht. Im Januar 2012 hat das Bundesfinanzmi-
nisterium dazu ein erläuterndes Schreiben veröf-
fentlicht, dessen wesentliche Inhalte wir in der 
vorliegenden Ausgabe ebenfalls zusammenge-
fasst haben. 

Wir hoffen, Sie in Steuersachen somit gut für den 
Jahresbeginn zu rüsten und sind darüber hinaus 
in allen Steuerangelegenheiten natürlich auch 
gern persönlich für Sie da. 

 

 

Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche  
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zins-
schranke im Sinne von § 4 h EStG 

Betrieb von Photovoltaikanlagen und erweiterte  
Kürzung 

Keine Rückstellung für eine freiwillige Prüfung des 
Jahresabschlusses 

Sachbezug durch verbilligte Überlassung von  
Wohnungen 

Bemessungsgrundlage von Gewinntantiemen des Ge-
sellschafter-Geschäftsführers ist um Verlustvorträge 
zu kürzen 

Doppelter Mietaufwand als beruflich veranlasste  
Umzugskosten 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

Steuerliche Berücksichtigung volljähriger Kinder nach 
dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 

VERSCHIEDENES 

Steueranmeldungen rechtzeitig abgeben 

Freie Verpflegung als Sachbezug ab 1. Januar 2012 

Freie Unterkunft oder freie Wohnung als Sachbezug 
ab 1. Januar 2012 

Gelangensbestätigung 

IMPRESSUM 

 



© 2006-2012 DOMUS Gruppe 

  DOMUSplus 

  Aktuelles zum Thema Steuern 

 

  

     

 
 

AKTUELLE STEUERGESETZÄNDERUNGEN 

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

VERSCHIEDENES 

 
AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

1 ZUM VORSTEUERABZUG BEI GEMISCHT-
GENUTZTEN GEGENSTÄNDEN ZU TREFFENDE 
ZUORDNUNGSENTSCHEIDUNG MUSS ZEIT-
NAH DOKUMENTIERT WERDEN 

 BFH-Urteil vom 7. Juli 2011, V R 42/09, DStR 2011, 
S. 1949, BFH/NV 2011, S. 1980 

Errichtet ein Unternehmer ein Gebäude, das er beruf-
lich und privat nutzen will (gemischte Nutzung), kann 
er das Gebäude ganz oder teilweise seinem Unter-
nehmensvermögen, alternativ seinem Privatvermögen 
zuordnen.  

Nur im ersten Fall kommt ein Vorsteuerabzug für die 
bezogenen Leistungen zur Herstellung des Gebäudes 
in Betracht. Die Zuordnungsentscheidung ist so-
fort bei Leistungsbezug zu treffen und darüber 
hinaus zeitnah zu dokumentieren. Zeitnah heißt bis 
spätestens im Rahmen der Umsatzsteuer-Jahres-
erklärung, die bis zum 31. Mai des Folgejahres abge-
geben sein muss. Wird diese gesetzliche Abgabefrist 
überschritten, liegt keine zeitnahe Dokumentation vor. 
Gibt es keine Beweisanzeichen für eine Zuordnung 
zum Unternehmen, kann diese auch nicht unterstellt 
werden. 

2 ZWEIFEL AN DER VERFASSUNGSMÄßIGKEIT 
DER ZINSSCHRANKE IM SINNE VON § 4 H ESTG 

 Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
13. Oktober 2011, 12 V 12089/11 

Mit dem o. g. Beschluss hat das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Zinsschrankenregelung geäußert. 

Begründet wurden die Zweifel damit, dass die Zins-
schrankenregelung, wie dies bereits vorher im Schrift-
tum diskutiert wurde, als „...eklatanter Verstoß ge-
gen das Leistungsfähigkeitsprinzip in Gestalt des 
objektiven Nettoprinzipes angesehen wird, weil be-
trieblich veranlasste Aufwendungen, nämlich Zinsauf-
wendungen aus der Fremdfinanzierung eines Unter-
nehmens nicht zum Abzug zugelassen werden mit der 
Folge, dass der Steuerpflichtige Steuern auf einen fik-
tiven, tatsächlich nicht erwirtschafteten Ertrag zu zah-
len hat.“ Gegen den Beschluss wurde vom Finanzamt 
Beschwerde beim Bundesfinanzhof erhoben. 

3 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN: BEAR-
BEITUNGSENTGELT FÜR ÖFFENTLICHE DAR-
LEHEN 

 BFH-Urteil vom 22. Juni 2011, I R 7/10, BFH/NV 2011, 
S. 1766, DB 2011, S. 2006 

Wenn für öffentlich geförderte, betriebliche Darlehen 
ein Bearbeitungsentgelt gezahlt wird, war bisher frag-
lich, ob das Entgelt bei einem Bilanzierenden als sog. 
aktiver Rechnungsabgrenzungsposten behandelt wer-

den muss oder sofort als Betriebsausgabe abzugsfähig 
ist. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ist zunächst 
festzustellen, ob das Bearbeitungsentgelt im Falle ei-
ner vorzeitigen Beendigung des Darlehensverhältnis-
ses anteilig zurückgefordert werden kann. Wenn ja, ist 
ein Rechnungsabgrenzungsposten zu bilden. Wenn 
nein, ist das Bearbeitungsentgelt nur dann aktiv ab-
zugrenzen, wenn das Darlehensverhältnis nur aus 
wichtigem Grund gekündigt werden kann und konkre-
te Anhaltspunkte hierfür fehlen, sodass mit einer Kün-
digung nicht ernsthaft gerechnet werden kann. 

4 BETRIEB VON PHOTOVOLTAIKANLAGEN UND 
ERWEITERTE KÜRZUNG 

 Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
13. Dezember 2011, 6 K 6181/08 

Nach dem Urteil des Finanzgerichtes Berlin-Branden-
burg ist der Betrieb einer Photovoltaikanlage 
schädlich für die Anerkennung der sog. erweiter-
ten Gewerbesteuerkürzung nach § 9 Nr. 1 Sät-
ze 2 ff. GewStG. 

Die Klägerin betrieb zwei Photovoltaikanlagen. Der er-
zeugte Strom wurde nicht für den Betrieb der Gebäu-
de genutzt, sondern in das allgemeine Stromnetz ein-
gespeist. Das Finanzgericht begründete seine Ent-
scheidung damit, dass die Klägerin mit der Erzeugung 
von Solarstrom dessen entgeltlicher Einspeisung in 
das allgemeine Stromnetz eine gewerbliche Tätigkeit 
ausübt. 

Eine andere Beurteilung des Sachverhaltes hätte sich 
möglicherweise ergeben, wenn der produzierte Strom 
ausschließlich für den Energiebedarf der Gebäude ver-
wendet würde. Dies lag aber in diesem Fall nicht vor. 

5 UMSATZSTEUERFREIE INNERGEMEINSCHAFT-
LICHE LIEFERUNG SETZT ORDNUNGS-
GEMÄßEN BELEGNACHWEIS VORAUS 

 BFH-Urteil vom 12. Mai 2011, V R 46/10, BFH/NV 
2011, S. 1801, DStR 2011, S. 1709, DB 2011, 
S. 2016 

Eine innergemeinschaftliche Lieferung ist regelmäßig 
nur umsatzsteuerfrei, wenn ihre Voraussetzungen 
durch ordnungsgemäße Belege nachgewiesen werden. 
Dies setzt u. a. voraus, dass in der Rechnung auf die 
Steuerfreiheit der Lieferung als innergemeinschaftliche 
Lieferung hingewiesen wird. 

Holt der Abnehmer den Gegenstand selbst oder durch 
einen Beauftragten ab, muss der Abholende versi-
chern, den Gegenstand in einen anderen EU Mitglied-
staat zu verbringen. Diese Erklärung muss gegenüber 
dem leistenden Unternehmer abgegeben werden. Eine 
Erklärung, die gegenüber einer dritten Person abge-
geben wird und den leistenden Unternehmer nicht 
namentlich bezeichnet, reicht jedenfalls nicht aus. 
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Sind die Belege im vorgenannten Umfang formell un-
vollständig, kommt auch eine Steuerfreiheit aus Grün-
den des Vertrauensschutzes nicht in Betracht. 

6 KEINE RÜCKSTELLUNG FÜR EINE FREIWIL-
LIGE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 

 Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 
26. Mai 2011, 14 K 229/09, (Revision eingelegt, 
Az. BFH: IV R 26/11) 

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten sind 
im Jahresabschluss zu bilden für Verpflichtungen ge-
genüber Dritten, die dem Grund oder der Höhe nach 
ungewiss sind. Die wirtschaftliche Verursachung der 
Verpflichtung muss in der Zeit vor dem Bilanzstichtag 
liegen. Zu bilden sind Rückstellungen nur für wahr-
scheinlich bestehende Verpflichtungen gegenüber An-
deren (sog. Außenverpflichtung). Innenverpflich-
tungen, also betriebsinterne Verpflichtungen, die sich 
der Unternehmer selbst auferlegt, sind nicht rückstel-
lungsfähig. 

Ein Unternehmer muss für die Kosten der Prüfung des 
Jahresabschlusses eine Rückstellung bilden, wenn am 
Bilanzstichtag eine Verpflichtung zur Prüfung des Ab-
schlusses bestand. Die Verpflichtung kann sowohl auf 
öffentlichem Recht als auch auf Privatrecht beruhen. 

Rückstellungen für Prüfungskosten ohne gesetzliche 
Prüfungspflicht werden von der Finanzverwaltung ab-
gelehnt. Das Niedersächsische Finanzgericht bestätig-
te diese Auffassung: Ein Unternehmer, der gesetzlich 
nicht verpflichtet ist, seinen Jahresabschluss prüfen zu 
lassen, kann für deren freiwillige Prüfung keine Rück-
stellung bilden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

7 WERTPAPIERE EINES FREIBERUFLERS SIND 
NUR DURCH EINDEUTIGE WIDMUNG ALS 
GEWILLKÜRTES BETRIEBSVERMÖGEN ANZU-
ERKENNEN 

 BFH-Urteil vom 8. Februar 2011, VIII R 18/09, 
BFH/NV 2011, S. 1847 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, unter welchen 
Bedingungen ein Freiberufler Verluste aus dem 
Verkauf von Wertpapieren geltend machen kann: 

Zunächst müssen die Wertpapiere nach ihrer Art ob-
jektiv und subjektiv geeignet sein, dem Betrieb zu 
dienen und ihn zu fördern. Der Kauf darf nur aus be-
trieblichen Gründen erfolgen. Es reicht nicht aus, 
wenn es dem Freiberufler im Wesentlichen nur auf die 
Wertpapier-Erträge ankommt. Außerdem müssen die 
Wertpapiere durch einen verbindlichen Widmungsakt 
als Betriebsvermögen ausgewiesen werden. Dies muss 
unmissverständlich, zeitnah und unumkehrbar doku-
mentiert werden. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums hat 
diese Dokumentation in einer Form zu erfolgen, die 

Zweifel in Bezug auf die Zuordnung des Wirtschafts-
guts zum gewillkürten Betriebsvermögen sowie deren 
Zeitpunkt ausschließt. Der Nachweis kann insbesonde-
re durch eine zeitnahe schriftliche Erklärung gegen-
über dem zuständigen Finanzamt erbracht werden. 

8 VERMIETUNG VON FERIENWOHNUNGEN IM 
EIGENEN NAMEN FÜR FREMDE RECHNUNG 
UNTERLIEGT ALS REISELEISTUNG DER 
UMSATZBESTEUERUNG 

 BFH-Beschluss vom 15. Juli 2011, XI B 71/10, BFH/NV 
2011, S. 1929 

Gemäß § 25 UStG gelten für sogenannte Reiseleis-
tungen besondere Regelungen zur Umsatzbe-
steuerung. Die besonderen Regelungen nach 
§ 25 UStG gelten für Reiseleistungen eines Unterneh-
mers, für die nicht das Unternehmen des Leistungs-
empfängers im eigenen Namen auftritt und Reisevor-
leistungen in Anspruch nimmt. Liegt ein solcher Sach-
verhalt vor, dann bemisst sich die erbrachte Leistung 
nach dem Unterschied zwischen dem Betrag, den der 
Leistungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu 
erhalten, und dem Betrag, den der Unternehmer für 
die Reisevorleistungen aufwendet (Differenzbesteu-
erung). 

Der Unternehmer kann die ihm für die Reisevorleis-
tung gesondert in Rechnung gestellte Umsatzsteuer 
nicht als Vorsteuer abziehen. Nach dem Beschluss 
liegt eine Reiseleistung im Sinne von § 25 UStG auch 
dann vor, wenn der Unternehmer im eigenen Namen, 
aber für fremde Rechnung handelt. Damit stellt z. B. 
die gewerbliche Vermietung von Ferienwohnungen 
durch einen Unternehmer im eigenen Namen, aber für 
Rechnung der Eigentümer eine Reiseleistung dar. 

9 VERMIETUNG EINES MITEIGENTUMSANTEILS 
AN EINEM GRUNDSTÜCK KEINE UNTER-
NEHMERISCHE TÄTIGKEIT 

 BFH-Urteil vom 7. Juli 2011, V R 41/09, DB 2011, 
S. 2297, BFH/NV 2011, S. 1978 

Eheleute erstellten ein Gebäude, in dem der Ehemann 
ein Büro für seine unternehmerische Tätigkeit nutzte. 
Die Ehefrau vermietete ihren Miteigentumsanteil 
hierauf an ihren Mann und machte insoweit Vor-
steuer aus den Herstellungskosten geltend. Der Bun-
desfinanzhof entschied, dass die Ehefrau keine Unter-
nehmerin ist, weil die Vermietung eines Miteigen-
tumsanteils keine wirtschaftliche Tätigkeit darstellt. 
Der Vorsteuerabzug wurde ihr deshalb versagt. 

10 SACHBEZUG DURCH VERBILLIGTE ÜBER-
LASSUNG VON WOHNUNGEN 

 BFH-Urteil vom 11. Mai 2011, VI R 65/09, DStR 2011, 
S. 1849, DB 2011, S. 2174 

Überlässt ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Woh-
nungen und werden Nebenkosten ganz oder teilweise 
nicht erhoben, führt dies nicht zwangsläufig zu einem 
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Sachbezug. Von einer verbilligten Überlassung ist 
nur dann auszugehen, wenn die tatsächlich erhobene 
Miete mit den tatsächlich abgerechneten Nebenkosten 
die ortsübliche Miete unterschreitet. Als ortsüblicher 
Mietwert ist jeder Wert anzusehen, den der Miet-
spiegel im Rahmen einer Spanne zwischen mehreren 
Mietwerten für vergleichbare Wohnungen ausweist. 

Zudem muss im Rahmen eines Fremdvergleichs ge-
prüft werden, ob die verbilligte Überlassung durch das 
Arbeitsverhältnis veranlasst ist. Wenn der Arbeitge-
ber vergleichbare Wohnungen fremden Dritten zu ei-
nem niedrigeren als dem ortsüblichen Mietzins über-
lässt oder Nebenkosten nur teilweise weiter berech-
net, spricht dieses gegen einen Veranlassungszusam-
menhang mit dem Arbeitsverhältnis. 

11 BEMESSUNGSGRUNDLAGE VON GEWINN-
TANTIEMEN DES GESELLSCHAFTER-
GESCHÄFTSFÜHRERS IST UM VERLUST-
VORTRÄGE ZU KÜRZEN 

 BFH-Beschluss vom 4. Mai 2011, I B 93/10, BFH/NV 
2011, S. 1920 

Erhält ein Gesellschafter-Geschäftsführer eine Ge-
winntantieme, so ist die Bemessungsgrundlage um die 
Verlustvorträge aus den Jahresfehlbeträgen der Vor-
jahre zu kürzen. Dabei ist es unerheblich, ob er die 
Jahresfehlbeträge persönlich zu verantworten 
hat. Es kommt nur darauf an, ob sie in der Zeit ent-
standen sind, in der er Geschäftsführer war. War er in 
den Verlustjahren noch nicht Geschäftsführer, kann 
eine andere Beurteilung möglich sein. Dies ist aber 
höchstrichterlich noch nicht entschieden. 

12 DOPPELTER MIETAUFWAND ALS BERUFLICH 
VERANLASSTE UMZUGSKOSTEN 

 BFH-Urteil vom 13. Juli 2011, VI R 2/11, DStR 2011, 
S. 1851, DB 2011 

Die wegen eines Umzugs geleisteten doppelten Miet-
zahlungen können beruflich veranlasst und deshalb in 
voller Höhe als Werbungskosten abziehbar sein. 
Eine Abzugsbeschränkung, wie dies bei Mehraufwen-
dungen für eine doppelte Haushaltsführung der Fall 
ist, gilt hier nicht. Der nachfolgend geschilderte Fall 
macht dies deutlich. 

Ein Arbeitnehmer mietete anlässlich des Arbeitsplatz-
wechsels in der Nähe seines neuen Arbeitsorts eine 
165 qm große 5-Zimmer-Wohnung für die Familie an. 
Von dort ging er seiner Tätigkeit ab November nach. 
Die Ehefrau und das Kind zogen Anfang Februar nach 
und die bisherige Familienwohnung am ursprünglichen 
Wohnort wurde später aufgegeben. Der Arbeitnehmer 
machte die Miete am neuen Beschäftigungsort in vol-
ler Höhe als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt 
erkannte den Mietaufwand jedoch nur anteilig für 
60 qm an, weil im Rahmen der doppelten Haushalts-
führung nur ein angemessener Mietaufwand berück-
sichtigt werden kann. 

Der Bundesfinanzhof hat jedoch entschieden, dass 
hier die Grundsätze der doppelten Haushaltsfüh-
rung keine Anwendung finden und den Abzug der 
Miete in voller Höhe zugelassen. Darüber hinaus sind 
nach Aussage des Gerichts auch die Kosten für die 
bisherige Wohnung ab dem Umzugstag abzugsfähig, 
jedoch längstens bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
für diese Wohnung. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

13 STEUERLICHE BERÜCKSICHTIGUNG 
VOLLJÄHRIGER KINDER NACH DEM 
STEUERVEREINFACHUNGSGESETZ 2011 

 BMF-Schreiben vom 7. Dezember 2011, IV C 4 – S 
2282/07/0001 – 01, BStBl I 2011, S. 1243 

Aufgrund des Steuervereinfachungsgesetzes 2011 
wurde die steuerliche Berücksichtigung volljähriger 
Kinder vereinfacht. Die eigenen Einkünfte und Be-
züge des Kindes sind nunmehr unbeachtlich, da 
die Einkommensgrenze in Höhe von 8.004 € weggefal-
len ist. Stattdessen wird ein volljähriges Kind grund-
sätzlich bis zum Abschluss einer erstmaligen Berufs-
ausbildung oder eines Erststudiums berücksichtigt. 

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 
bzw. eines Erststudiums gilt die gesetzliche Vermu-
tung, dass ein volljähriges Kind in der Lage ist, sich 
selbst zu unterhalten. Die gesetzliche Vermutung kann 
durch Nachweis, dass das Kind weiterhin für einen Be-
ruf ausgebildet wird, widerlegt werden. Darüber hin-
aus darf das Kind keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, 
die Zeit und Arbeitskraft des Kindes überwiegend be-
ansprucht. 

Zu der Änderung hat das BMF das o. g. Schreiben 
veröffentlicht. 

Eine Berufsausbildung liegt vor, wenn das Kind 
durch eine berufliche Ausbildungsmaßnahme die not-
wendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse er-
wirbt, die zur Aufnahme eines Berufes befähigen. Vo-
raussetzung ist, dass der Beruf durch eine Ausbildung 
in einem öffentlich-rechtlich geordneten Ausbildungs-
gang erlernt wird und der Ausbildungsgang durch eine 
Prüfung abgeschlossen wird. 

Ein Studium liegt dann vor, wenn es sich um ein 
Studium an einer Hochschule im Sinne des § 1 Hoch-
schulrahmengesetz handelt. Weitere Einzelheiten zu 
den berufsausbildenden bzw. Studieneinrichtungen 
sowie zu Einzelfragen können Sie dem Schreiben ent-
nehmen. 

Ein Kind ist erwerbstätig, wenn es einer auf die Er-
zielung von Einkünften gerichteten Beschäftigung 
nachgeht, die den Einsatz seiner persönlichen Arbeits-
kraft erfordert. Hierzu gehören auch land- und forst-
wirtschaftliche, gewerbliche und selbstständige Tätig-
keiten. Die Verwaltung eigenen Vermögens ist dage-
gen keine Erwerbstätigkeit. 
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Unschädlich ist eine Erwerbstätigkeit dann, wenn 
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit nicht mehr 
als 20 Stunden beträgt. Eine vorübergehende (höchs-
tens zwei Monate andauernde) Ausweitung der Be-
schäftigung auf mehr als 20 Stunden ist unbeachtlich, 
wenn während des Zeitraumes, in dem die Vorausset-
zungen zur steuerlichen Berücksichtigung des Kindes 
im Übrigen erfüllt sind, die durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit nicht mehr als 20 Stunden beträgt. 

Eine geringfügige Beschäftigung ist ebenfalls 
unschädlich. Sofern mehrere geringfügige Beschäfti-
gungen vom Kind ausgeführt werden und das Entgelt 
hierfür insgesamt mehr als 400 € beträgt, ist dies da-
gegen schädlich. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem BMF-
Schreiben. Die Grundsätze des Schreibens sind ab 
dem Veranlagungszeitraum anzuwenden. 

VERSCHIEDENES 

14 STEUERANMELDUNGEN RECHTZEITIG 
ABGEBEN 

Die verspätete Abgabe von Steueranmeldungen stellt 
grundsätzlich eine „Steuerhinterziehung auf Zeit“ 
dar. Da in den meisten Fällen allerdings Steueranmel-
dungen nicht vorsätzlich, sondern aufgrund persönli-
cher Gründe verspätet abgegeben werden, wurde bis-
her auf die automatische Einschaltung der Straf- und 
Bußgeldstelle verzichtet.  

Dies wurde jetzt geändert.  

Zukünftig sollen gemäß einer neuen Verwaltungsricht-
linie für Finanzämter verspätete Steueranmeldun-
gen (z. B. Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn-
steueranmeldungen) gleich an die Strafsachenstel-
le geleitet werden. 

15 DAUERFRISTVERLÄNGERUNG FÜR UMSATZ-
STEUER 2012 BEANTRAGEN 

Nicht zuletzt wegen der Abschaffung der sog. Abgabe-
Schonfrist für Umsatzsteuer-Voranmeldungen sowie 
der Verpflichtung, die Anmeldungen elektronisch zu 
übertragen, bietet sich ein Antrag auf Dauerfristver-
längerung an. 

Voranmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer ist 

 grundsätzlich das Kalendervierteljahr, 

 der Kalendermonat, wenn die Steuer (Summe der 
Vorauszahlungen) des Jahres 2011 mehr als 
7.500 € betragen hat. 

Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 € be-
tragen, kann das Finanzamt den Unternehmer von der 
Abgabe von Voranmeldungen und von der Entrichtung 
von Vorauszahlungen befreien. 

Wenn sich im Jahr 2011 ein Vorsteuer-Überschuss von 
mehr als 7.500 € ergeben hat, kann durch Abgabe der 
Voranmeldung im Januar 2012 oder eines Antrags auf 
Dauerfristverlängerung für 2012 bis zum 10. Febru-
ar 2012 der monatliche Voranmeldungszeitraum bei-
behalten werden. 

Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
monatlich abgeben, können Fristverlängerung für 
2012 in Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 
10. Februar 2012 einen Antrag beim Finanzamt stel-
len. Voranmeldungen und Vorauszahlungen sind dann 
jeweils einen Monat später fällig. 

Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass 
eine Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der 
Summe der Vorauszahlungen für 2011 angemeldet 
und bis zum 10. Februar 2012 geleistet wird. Diese 
Sondervorauszahlung wird auf die am 
11. Februar 2013 fällige Vorauszahlung für Dezember 
2012 angerechnet. 

Die Fristverlängerung hat zur Folge, dass die An-
meldungen dann bis zum 10. des übernächsten Mo-
nats abgegeben werden müssen. Fällt der 10. auf ei-
nen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. 

Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszah-
lung entrichten. Für sie gilt die für ein Kalenderjahr 
genehmigte Fristverlängerung auch für die folgenden 
Kalenderjahre weiter, wenn sich die Verhältnisse nicht 
geändert haben. Ein erstmaliger Antrag wäre bis zum 
10. April 2012 zu stellen. 

Ein einmal gestellter und genehmigter Antrag gilt so 
lange fort, bis der Unternehmer den Antrag zurück-
nimmt oder das Finanzamt die Fristverlängerung wi-
derruft. 

Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbliche 
Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Aufnahme 
der Tätigkeit und im folgenden Jahr grundsätzlich der 
Kalendermonat Voranmeldungszeitraum. 

16 FREIE VERPFLEGUNG ALS SACHBEZUG AB 
1. JANUAR 2012 

Erhalten Arbeitnehmer als Arbeitsentgelt Sachbezüge 
in Form von Verpflegung, richtet sich der Wert nach 
der Sachbezugsverordnung. 

Die sich aus der Sachbezugsverordnung ergebenden 
Werte werden in die Berechnung der Lohnsteuer und 
der Sozialversicherungsbeiträge einbezogen. 

Die freie Verpflegung umfasst die Mahlzeiten Früh-
stück, Mittagessen und Abendessen. Stellt der Arbeit-
geber nicht alle Mahlzeiten zur Verfügung, ist der an-
teilige Sachbezugswert nur für die gewährte Mahlzeit 
anzusetzen.  
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Für Jugendliche und Auszubildende gibt es keinen Ab-
schlag mehr. Für Familienangehörige sind geringere 
Werte anzusetzen. 

Ab dem 1. Januar 2012 gelten folgende Werte:  

 € /Monat € / Kalen-
dertag 

Werte für freie Verpflegung   
alle Mahlzeiten 219,00 7,30 
Werte für teilweise Gewäh-
rung freier Verpflegung 

  

Frühstück 47,00 1,57 
Mittag- u. Abendessen je 86,00 2,87 

 
Bei der Gewährung von unentgeltlichen oder verbillig-
ten Mahlzeiten im Betrieb sind für sämtliche Arbeit-
nehmer einheitlich anzusetzen: 

 1,57 € für das Frühstück 

 2,87 € für Mittag-/Abendessen 

17 FREIE UNTERKUNFT ODER FREIE WOHNUNG 
ALS SACHBEZUG AB 1. JANUAR 2012 

Die Gewährung freier Unterkunft oder freier Wohnung 
ist bei der Berechnung der Lohnsteuer und der Sozial-
versicherungsbeiträge zu berücksichtigen. 

Dabei ist zu unterscheiden zwischen 

 freier Wohnung: 

Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine 
Wohnung unentgeltlich zur Verfügung, ist der orts-
übliche Mietpreis zu berücksichtigen. Für Neben-
kosten ist der Endpreis am Abgabeort anzusetzen. 

Unter einer Wohnung ist eine geschlossene Einheit 
von Räumen zu verstehen, in denen ein selbst-
ständiger Haushalt geführt werden kann. 

 freier Unterkunft: 

Werden Räume überlassen, die keine Wohnung 
sind, handelt es sich um eine Unterkunft. 

Ab dem 1. Januar 2012 gelten folgende Sachbe-
zugswerte:  

 € /Monat € / Kalen-
dertag 

Sachbezugswert 
freie Unterkunft 

  

Alte und neue Bundesländer 212,00 7,07 

 
Heizung und Beleuchtung sind in diesen Werten ent-
halten.  

 

Ist der Arbeitnehmer in den Haushalt des Arbeitgebers 
aufgenommen oder ist die Unterkunft mit mehreren 
Beschäftigten belegt, vermindern sich die Werte. 

Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres und für Auszubildende beträgt der Sachbe-
zugswert 180,20 € im Monat (6,01 € kalendertäglich). 

18 PENSIONSZAHLUNGEN AN ZWISCHENZEIT-
LICH AUSGESCHIEDENE GESELLSCHAFTER-
GESCHÄFTSFÜHRERIN EINER GMBH & CO. KG 
SIND TÄTIGKEITSVERGÜTUNGEN 

 Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 
10. März 2011, 11 K 387/09, (Revision eingelegt, 
Az. BFH: IV R 14/11), EFG 2011, S. 1609 

Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören 

 die Gewinnanteile der Gesellschafter einer Perso-
nengesellschaft, wenn die Gesellschafter Mitunter-
nehmer sind, 

 die sich aus Ergänzungsbilanzen ergebenden Ge-
winnkorrekturen sowie 

 die Vergütungen, die der Gesellschafter von der 
Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Ge-
sellschaft, für die Hingabe von Darlehen oder für 
die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezogen hat 
(Sondervergütungen). 

Zu diesen Sondervergütungen, die den Gesamtge-
winn der Personengesellschaft (Mitunternehmerschaft) 
nicht mindern dürfen, gehören nach einem Urteil des 
Niedersächsischen Finanzgerichts auch Pensionszah-
lungen, die eine mittlerweile aus der Gesellschaft 
ausgeschiedene Gesellschafter-Geschäftsführerin 
(Kommanditistin und Geschäftsführerin der Komple-
mentär GmbH) von der Komplementär GmbH der 
GmbH & Co. KG erhält. Die Pensionszahlungen sind 
bei der Gewinnermittlung der Personengesellschaft 
nicht Gewinn mindernd zu berücksichtigen. Sie sind 
Gewinnanteil der pensionsberechtigten ausgeschiede-
nen Geschäftsführerin. Auswirkungen hat diese Beur-
teilung insbesondere auf die Höhe der Gewerbesteuer 
der Gesellschaft. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

19 ELEKTRONISCHE ÜBERMITTLUNG VON 
BILANZEN SOWIE GEWINN- UND VERLUST-
RECHNUNGEN: UMSTELLUNG DER BUCH-
FÜHRUNG FRÜHZEITIG ANGEHEN 

Bilanzierende Unternehmen müssen (bis auf wenige 
Ausnahmen) für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 2011 beginnen, ihre Bilanz sowie die 
Gewinn- und Verlustrechnung auf elektronischem Weg 
(E-Bilanz) an die Finanzverwaltung übermitteln. Die-
se wird es nicht beanstanden, wenn die Daten für 
2012 noch auf Papier eingereicht werden. 
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Da spätestens für 2013 E-Bilanzen abzugeben sind, 
sollte frühestmöglich die Buchführung umgestellt wer-
den, um die gewünschte Informationstiefe frühzeitig 
erkennen zu können. Hierzu empfehlen wir Ihnen, sich 
mit Ihrem Softwareanbieter bzw. Ihrem steuerlichen 
Berater in Verbindung zu setzen. 

20 FOLGENDE UNTERLAGEN KÖNNEN IM JAHR 
2012 VERNICHTET WERDEN 

Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen 
können Sie nach dem 31. Dezember 2011 vernichten: 

 Aufzeichnungen aus 2001 und früher 

 Inventare, die bis zum 31. Dezember 2001 aufge-
stellt worden sind 

 Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 
2001 oder früher erfolgt ist 

 Jahresabschlüsse und Lageberichte, die 2001 oder 
früher aufgestellt worden sind 

 Buchungsbelege aus dem Jahre 2001 oder früher  

 Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und 
Kopien der abgesandten Handels- oder Geschäfts-
briefe, die 2005 oder früher empfangen bzw. abge-
sandt wurden 

 sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterla-
gen aus dem Jahre 2005 oder früher 

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen 
zu beachten. 

 Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn 
sie von Bedeutung sind: 

­ für eine begonnene Außenprüfung 

­ für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtli-
che Ermittlungen 

­ für ein schwebendes oder aufgrund einer Au-
ßenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsver-
fahren oder zur Begründung der Anträge an das 
Finanzamt und 

­ bei vorläufigen Steuerfestsetzungen 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch 
erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten wer-
den müssen. 

Natürliche Personen, deren Summe der positiven 
Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbst-
ständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und 
Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 
500.000 € im Kalenderjahr 2010 betragen hat, müs-
sen ab 2011 die im Zusammenhang stehenden Auf-
zeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewah-
ren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellun-
gen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 

Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahres, in dem die Vo-
raussetzungen nicht erfüllt sind. 

21 GELANGENSBESTÄTIGUNG 

Seit Januar 2012 gelten für umsatzsteuerfreie Aus-
fuhrlieferungen und innergemeinschafliche Lieferun-
gen neue Nachweispflichten.  

Für Warenlieferungen ins EU-Ausland wurde die soge-
nannte Gelangensbestätigung eingeführt. Dabei han-
delt es sich um eine Bestätigung des Abnehmers, 
dass er die Ware an einem bestimmten Tag und 
Ort erhalten hat. 

Alle bislang geltenden Nachweismöglichkeiten wurden 
abgeschafft. Jedoch hat das BMF eine Übergangsre-
gelung geschaffen, wonach es nicht beanstandet 
wird, wenn der Nachweis für bis zum 31. März 2012 
ausgeführte Umsätze noch auf Grundlage der alten 
Rechtslage geführt wird. 

Da befürchtet wird, dass die Einführung der Ge-
langensbestätigung zu Schwierigkeiten für die Unter-
nehmen führen wird und den EU-Binnenhandel er-
schwert, ist die Finanzverwaltung aufgefordert, diese 
Neuregelung zu überdenken. 
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Die WTS Wohnungswirtschaftliche Treuhand in Sachsen GmbH wurde vom Verband 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. im Jahr 1994 in Dresden gegründet.  

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter des Unternehmens. Als Treuhand beraten wir 
die Mitglieder des Verbandes Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. bei der Lö-
sung betriebswirtschaftlicher und steuerrechtlicher Aufgabenstellungen.  

Im Unternehmensverbund mit der Mitteldeutsche Treuhand der Wohnungswirtschaft 
GmbH sind wir der Ansprechpartner für Wohnungsunternehmen, die nicht Mitglied des 
Verbandes sind. 

Als Treuhand kennen wir die besondere Situation der Wohnungsgenossenschaften in 
der Region und haben unsere Leistungen und Produkte den aktuellen Anforderungen 
angepasst. Der Schwerpunkt unserer Beratung liegt darin, gemeinsam mit dem Unter-
nehmen an Lösungsansätzen für eine langfristig gesicherte Unternehmensentwicklung 
zu arbeiten. Ausgerichtet auf den Bedarf und die Anforderungen aller Partner der 
Wohnungswirtschaft beraten wir unsere Mandanten im operativen Tagesgeschäft und 
strategisch auf dem Weg in die Zukunft.  

In Kooperation mit der DOMUS stellen wir Ihnen die Steuermitteilungen zur Verfügung. 
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